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Details zu den Regelungen der Omnibus-II-Verordnung im Bereich Straßenverkehr 

 

Die gesamte Verordnung findet man hier: https://eur-lex.europa.eu/legal-con-

tent/EN/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2021.060.01.0001.01.ENG&toc=OJ%3AL%3A2021%3A060%3ATOC 

 
Fristverlängerung zur Richtlinie 2003/59/EG – Berufskraftfahrer Grundqualifizierung und Wei-
terbildung (Artikel 2) 
 
Die Fristen für den Abschluss von Berufskraftfahrer-Weiterbildungen, welche zwischen 1. September 
2020 und 30. Juni 2021 ablaufen würden, gelten als um 10 Monate verlängert. 
Eintragungen des Code 95 im Führerschein gelten als um 10 Monate ab dem auf dem Führerschein 
angegebenen Datum verlängert. 
 
Zu den Fristen für den Abschluss von Berufskraftfahrer-Weiterbildungen sowie die Eintragung des 
Code 95 im Führerschein, deren Gültigkeitsdauer bereits durch die OMNIBUS I Verordnung (Verord-
nung (EU) 2020/698 (https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020R0698&from=EN)) um sieben Monate verlängert wurde, gelten 
andere Fristen: Verlängerung der Gültigkeitsdauer bei Ablauf zwischen dem 1. September 2020 und 
dem 30. Juni 2021 um sechs Monate oder bis zum 1. Juli 2021, je nachdem, welcher Zeitpunkt 
der spätere ist. 
 

Mitgliedstaaten können für die Fälle, wo noch keine Verlängerung durch die OMNIBUS I Verordnung 
stattfand, eine Verlängerung der Zeiträume und Fristen (Betrachtungszeitraum, 10-Monatsverlän-
gerung) bis Ende Mai 2021 beantragen. 
 
Sie können aber auch bis zum 3. März 2021 die EU-Kommission darüber unterrichten, von der „opt 
Out“ Klausel Gebrauch zu machen und keine Fristverlängerungen vorsehen zu wollen. 
 
Fristverlängerung zur RL 2006/126/EG – Führerschein-RL (Artikel 3) 
 
Hintergrund (Erwägungsgründe): Da es aufgrund der außergewöhnlichen Umstände, die durch die 
auch nach dem 31. August 2020 anhaltende COVID-19-Krise verursacht wurden bzw. werden, schwie-
rig ist, Führerscheine zu erneuern, ist es erforderlich, die Gültigkeitsdauer bestimmter Führer-
scheine um zehn Monate ab ihrem Ablaufdatum zu verlängern, um die Kontinuität der Mobilität auf 
der Straße zu gewährleisten. Führerscheine, deren Gültigkeit bereits gemäß der Verordnung (EU) 
2020/698 verlängert wurde, sollten angesichts der derzeitigen Sachzwänge sowie aus Gründen der 
Verkehrssicherheit ebenfalls eine einzige zusätzliche Verlängerung für einen angemessenen Zeit-
raum erhalten: 
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- Verlängerung der Gültigkeitsdauer von Führerscheinen, die zwischen dem 1. September 
2020 und dem 30. Juni 2021 abgelaufen wäre oder ablaufen würde, um zehn Monate 
ab dem auf dem jeweiligen Führerschein angegebenen Ablaufdatum. 

- Für Führerscheine, deren Gültigkeitsdauer bereits durch die OMNIBUS I Verordnung 
(Verordnung (EU) 2020/698 (https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020R0698&from=EN)) um sieben Monate verlängert 
wurde, gelten andere Fristen:  
Verlängerung der Gültigkeitsdauer bei Ablauf zwischen dem 1. September 2020 und dem 
30. Juni 2021 um sechs Monate oder bis zum 1. Juli 2021, je nachdem, welcher Zeit-
punkt der spätere ist. 

 
Mitgliedstaaten können eine Verlängerung dieser Zeiträume im ersten Aufzählungspunkt (einerseits 
des Betrachtungszeitraums, andererseits der 10 Monatsfrist oder beidem) bis Ende Mai 2021 bean-
tragen. Sie können aber auch bis zum 3. März 2021 die EK darüber unterrichten, von der „opt Out“ 
Klausel Gebrauch zu machen und keine Fristverlängerungen vorsehen zu wollen. 
 
 
Fristverlängerung zur Verordnung (EU) Nr. 165/2014 - Tachographen-VO (Artikel 4) 
 
Ist zwischen dem 1. September 2020 und dem 30. Juni 2021 eine regelmäßige Nachprüfung des 
Fahrtenschreibers fällig, kann diese spätestens zehn Monate nach dem Fälligkeitsdatum nachge-
holt werden. 
 
Beantragt ein Fahrer zwischen dem 1. September 2020 und dem 30. Juni 2021 eine Erneuerung der 
Fahrerkarte oder den Ersatz einer verlorenen, beschädigten oder gestohlenen Karte, muss die 
Behörde diese innerhalb von zwei Monaten ausstellen. Bis die neue Fahrerkarte vorliegt, gelten 
ersatzweise die Dokumentationspflichten wie bei einer beschädigten Fahrerkarte. Der Fahrer muss 
dabei nachweisen können, dass er den Erneuerungsantrag gestellt hat. 
 
Mitgliedstaaten können eine Verlängerung dieser Zeiträume und Fristen (Betrachtungszeitraum, 10-
Monatsfrist für die Nachprüfung, 2-Monatsfrist für die Neuausstellung) bis Ende Mai 2021 beantra-
gen. Sie können aber auch bis zum 3. März 2021 die EU-Kommission darüber unterrichten, von der 
„opt Out“ Klausel Gebrauch zu machen und keine Fristverlängerungen vorsehen zu wollen. 
 
Fristverlängerung zur Richtlinie 2014/45/EU - regelmäßige technische Überwachung von Fahr-
zeugen (Artikel 5) 
 
Ist zwischen dem 1. September 2020 und dem 30. Juni 2021 eine technische Überwachung (§ 57a-
Pickerl) fällig, kann diese spätestens zehn Monate nach dem Fälligkeitsdatum nachgeholt werden, 
die Prüfbescheinigung bleibt solange gültig. 
 
Mitgliedstaaten können eine Verlängerung dieser Zeiträume (einerseits des Betrachtungszeitraums, 
andererseits der 10 Monatsfrist oder beidem) bis Ende Mai 2021 beantragen. 
Sie können aber auch bis zum 3. März 2021 die EU-Kommission darüber unterrichten, von der „opt 
Out“ Klausel Gebrauch zu machen und keine Fristverlängerungen vorsehen zu wollen. 
 
Fristverlängerung zur VO 1071/2009 Berufszugang für den Kraftverkehrsmarkt (Artikel 6) 
 
Hintergrund (EWG 11): Die anhaltende COVID-19-Pandemie hat zur Folge, dass einige Verkehrsun-
ternehmen die Anforderungen an die ihnen zur Verfügung stehenden und die von ihnen genutzten 
Fahrzeuge nicht mehr erfüllen können. Diese Umstände haben auch schwerwiegende Auswirkungen 
auf die finanzielle Lage des Sektors, sodass einige Verkehrsunternehmen die Anforderung der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit nicht mehr erfüllen. In Anbetracht des geringeren Tätigkeitsumfangs in-
folge der Krise wird davon ausgegangen, dass die Unternehmen mehr Zeit benötigen werden als 
sonst, um nachzuweisen, dass sie die Anforderungen an die ihnen zur Verfügung stehenden oder von 
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ihnen genutzten Fahrzeuge oder die Anforderung der finanziellen Leistungsfähigkeit erneut dauer-
haft erfüllen. 
 
Zu Abs 1 - die Behörde wird erst tätig und prüft: 
Stellt die Behörde für den Zeitraum vom 1. September 2020 bis zum 30. Juni 2021 fest, 

- dass ein Kraftverkehrsunternehmen die Anforderungen an die gemäß Artikel 5 Buchstaben b 
und c der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 dem Kraftverkehrsunternehmen zur Verfügung 
stehenden oder von diesem genutzten Fahrzeuge nicht erfüllt oder 

- die Voraussetzungen der finanzielle Leistungsfähigkeit (Art 13 Abs 1 c) nicht erfüllt sind 
(basierend auf sie auf der Grundlage des Jahresabschlusses oder Bescheinigungen gemäß 
Artikel 7 Absätze 1 und 2 der VO 1071/2009 für die Geschäftsjahre, die sich insgesamt oder 
tlw auf den Zeitraum zwischen dem 1. September 2020 und dem 30. Juni 2021 beziehen), 

 so kann die Behörde die nach Art 13 der VO 1071/2009 geltenden Höchstfristen von 6 Mona-
ten zur Behebung des vorschriftswidrigen Zustands auf maximal 12 Monate verlängern.  

 
Zu Abs 2 – die Behörde hat bereits festgestellt, dass eine dieser Anforderungen nicht erfüllt ist 
und eine Frist gesetzt, um Abhilfe zu leisten 
Hat die Behörde bereits (zwischen 28. Mai 2020 und 23. Februar 2021) festgestellt  

- dass die finanzielle LF nicht gegeben ist oder 
- dass ein Kraftverkehrsunternehmen die Anforderungen an die gemäß Artikel 5 Buchstaben b 

und c der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 dem Kraftverkehrsunternehmen zur Verfügung 
stehenden oder von diesem genutzten Fahrzeuge nicht erfüllt 

 
UND ist die von der zuständigen Behörde gesetzte Frist noch nicht abgelaufen, 

 ist eine weitere Fristverlängerung möglich (insgesamt aber nur auf max 12 Monate) 
 
Die davor liegenden Zeiträume wurden von der OMNIBUS I VO abgedeckt: https://eur-lex.eu-
ropa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020R0698&from=EN 
 
Fristverlängerung zur Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 - Zugang zum Markt des grenzüberschrei-
tenden Güterkraftverkehrs (Art 7) 
 

- Die Gültigkeitsdauer von Gemeinschaftslizenzen, die zwischen dem 1. September 2020 
und dem 30. Juni 2021 abgelaufen wäre oder ablaufen würde, wird um zehn Monate ver-
längert. Die Gültigkeitsdauer beglaubigter Kopien verlängert sich auch entsprechend. 

- Dasselbe gilt für die Gültigkeitsdauer von Fahrerbescheinigungen, die andernfalls zwischen 
dem 1. September 2020 und dem 30. Juni 2021 abgelaufen wäre oder ablaufen würde. 

 
Mitgliedstaaten können eine Verlängerung dieser Zeiträume (einerseits des Betrachtungszeitraums, 
andererseits der 10 Monatsfrist oder beidem) bis Ende Mai 2021 beantragen. 
Sie können aber auch bis zum 3. März 2021 die EK darüber unterrichten, von der „opt Out“ Klausel 
Gebrauch zu machen und keine Fristverlängerungen vorsehen zu wollen. 
 
Fristverlängerung zur VO (EG) Nr. 1073/2009 - Zugang zum grenzüberschreitenden Personen-
kraftverkehrsmarkt (Artikel 8) 
 

- Die Gültigkeitsdauer von Gemeinschaftslizenzen, die zwischen dem 1. September 2020 
und dem 30. Juni 2021 abgelaufen wäre oder ablaufen würde, wird um zehn Monate ver-
längert. Die Gültigkeitsdauer beglaubigter Kopien verlängert sich auch entsprechend.  
 
Mitgliedstaaten können eine Verlängerung dieser Zeiträume (einerseits des Betrachtungs 
zeitraums, andererseits der 10 Monatsfrist oder beidem) bis Ende Mai 2021 beantragen. 
Sie können aber auch bis zum 3. März 2021 die EK darüber unterrichten, von der „opt Out“  
Klausel Gebrauch zu machen und keine Fristverlängerungen vorsehen zu wollen. 
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- Ungeachtet des Artikels 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 entscheidet die Ge-
nehmigungsbehörde über zwischen dem 1. September 2020 und dem 30. Juni 2021 gestellte 
Genehmigungsanträge für Linienverkehr von Verkehrsunternehmen binnen sechs Monaten 
nach Einreichung des Antrags. Ungeachtet des Artikels 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1073/2009 teilen die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, um deren Zustimmung zu 
einem solchen Antrag gemäß Absatz 1 des genannten Artikels ersucht wurde, der Genehmi-
gungsbehörde binnen drei Monaten ihre Entscheidung über den Antrag mit. Erhält die Ge-
nehmigungsbehörde innerhalb von drei Monaten keine Antwort, so gilt dies als Zustimmung 
der ersuchten Behörden, und die Genehmigungsbehörde kann die Genehmigung erteilen. 

 

 

Freundliche Grüße 

 

Mag. Barbara Adametz-Schneller | Mag. Nora Kutzbach-Berger LL.M. | Mag. (FH) Reinhard Fischer 


